
… welchen Einfluss Sie auf die Landesgesetzgebung nehmen wollen, um zur 

Verbesserung  von  Sicherheit,  Ordnung,  Wohn-  und  Lebensqualität  (u.a. 

Wiedereinführung von "Sperrstunden") zu ermöglichen und wie Sie mit Fragen 

zu Verweilverbotszonen und temporärer Videoüberwachung verfahren wollen

Mir  ist  wichtig,  dass  Maßnahmen  wie  Sperrstunden,  Aufenthaltsverbote  oder 

Videoüberwachung sinnvoll, rechtssicher und verhältnismäßig sind. Sie dürfen nicht 

pauschal eingesetzt werden, sondern müssen zur jeweiligen Situation passen. Ich will, 

dass Land, Kommunen, Polizei und Justiz dabei eng zusammenarbeiten. Ziel ist: mehr 

Sicherheit,  ohne Freiheit  unnötig  einzuschränken.  Insbesondere  die  Anliegen  der 

Bürgerinnen und Bürger vor Ort  müssen in die Entscheidungsfindung einbezogen 

werden.

…  welche  Ideen  Sie  in  den  Bereichen  Zivilschutz  (Schutzräume  /  Angriffe 

Infrastruktur u.v.m.) und Schutz der Kulturgüter voranbringen möchten

Wir müssen besser vorbereitet  sein auf  Stromausfälle,  Cyberangriffe oder andere 

Krisen. Dafür brauchen Feuerwehr und Katastrophenschutz moderne Technik, gute 

Ausstattung und funktionierende Warnsysteme. Mit dem neuen Landesamt für Brand- 

und Katastrophenschutz in Koblenz sind wir hier auf einem guten Weg.

Auch unsere Kulturgüter verdienen Schutz – im Alltag und im Ernstfall. Dafür braucht 

es gute Förderung, klare Zuständigkeiten und enge Zusammenarbeit mit Kommunen 

und Fachleuten.

Tourismus prägt die Stadt und die Region. Trotzdem darf Leben und Wohnen 

dem nicht allein untergeordnet werden. Wie sollte und könnte die Landespolitik 

(z. Bsp. Beschränkung der Umwidmungen von Wohnraum in Ferienwohnungen) 

hier regulierend eingreifen? Wäre dies auch im Rahmen der Umwandlung von 

Büroraum in Wohnraum vorstellbar?

In einer Stadt wie Koblenz ist Tourismus wichtig – aber die Menschen müssen sich 

Wohnen noch leisten können. Deshalb sollen Kommunen stärker eingreifen können, 

wenn zu viele Wohnungen zu Ferienunterkünften werden. Die Definition, wann eine 



Stadt eine „Kommune mit angespannter Wohnraumversorgung“ ist und gegensteuern 

darf, ist viel zu eng. Hier muss etwas passieren.

Gleichzeitig wollen wir leerstehende Büros in Wohnungen umwandeln. Das schafft 

neuen Wohnraum, besonders in der Innenstadt. Das Land kann hier mit Beratung und 

Förderung helfen.

Welche Möglichkeiten sehen Sie herausragende Denkmäler der Altstadt (Alte 

Burg,  Münzmeisterhaus,  Florinskirche)  in  Sanierungsfragen  umfänglicher 

finanziell zu unterstützen?

Gebäude wie die Alte Burg, das Münzmeisterhaus oder die Florinskirche sind Teil der 

Koblenzer Identität. Ihr Erhalt ist eine gemeinsame Aufgabe von Stadt und Land. Dass 

die Stadt das Münzmeisterhaus zurückkaufen kann, ist ein gutes Signal. Ich bin sicher, 

dass wir auch den nächsten Prozess gewinnen werden.

Die Landesdenkmalpflege ist dabei ein ganz wichtiger Partner. Ich setze mich dafür 

ein, dass es dafür ausreichend Fördermittel, gute Beratung und verlässliche Planung 

gibt  –  auch für  private  Eigentümer.  Ziel  ist,  diese Orte  dauerhaft  zu  sichern und 

lebendig  zu  halten.  Schon  jetzt  bietet  die  Landesdenkmalpflege  umfangreiche 

Beratungen zu Förderungen an.

Wie könnte organisatorisch und personell die Polizei gestärkt werden, um lokale 

Probleme (Bestreifung in der Nacht, Kontrolle der Poserszene und Rollerfahrer 

usw.) besser zu händeln

Damit die Polizei besser präsent sein kann, braucht sie vor allem genug Personal und 

gute Arbeitsbedingungen. Wichtig sind verlässliche Dienstpläne und die Möglichkeit, 

gezielt nachts und an Brennpunkten zu kontrollieren – zum Beispiel bei Posern oder 

gefährlichem Rollerfahren. 

Rheinland-Pfalz  hat  momentan  mit  über  10.000  die  meisten  Polizistinnen  und 

Polizisten,  die  es  in  der  Geschichte  des  Landes  je  gab.  Und  mit  die  höchste 

Verbrechens-Aufklärungsquote im Bundesgebiet! Und trotzdem können wir die Zahl 

der Polizistinnen und Polizisten auch in Zukunft maßvoll weiter erhöhen.



Welche  Ideen  (Sonderprogramme)  können  Sie  sich  vorstellen,  die 

Nahversorgung  (z.B.  Lebensmittel)  aufrecht  zu  erhalten,  respektive  zu 

verbessern. Sollte nicht ein besonders starkes Augenmerk auf die dezentralen 

Gesundheitsversorgung gelegt werden?

Eine verlässliche Nahversorgung ist Teil der Daseinsvorsorge. Das Land kann hier 

unterstützen mit Förderungen für Dorfläden, Quartiersmärkte, mobile Angebote oder 

genossenschaftliche  Modelle.  Wichtig  ist,  dass  Kommunen  dabei  unkompliziert 

unterstützt und beraten werden. Allerdings muss man zwischen der Situation auf dem 

Land  und  in  den  Städten  unterscheiden.  Während  in  manchen  Dörfern 

Automatengeschäfte die einzige Lösung darstellen, werden sie in den Städten nicht so 

gern gesehen.

Bei  der  Gesundheitsversorgung  setzen  wir  auf  starke  Hausarztpraxen, 

Versorgungszentren  und  bessere  Zusammenarbeit  zwischen  Medizin,  Pflege  und 

Kommunen. Ziel ist, dass die Menschen wohnortnah gut versorgt sind, ohne lange 

Wege oder Hürden. Für eine verlässliche Versorgung engagiere ich mich auch für eine 

zügige  Umsetzung  des  Neubaus  am  Kemperhof  und  für  den  Ausbau  des 

Medizincampus: Wenn mehr Ärzte hier ausgebildet werden, bleiben am Ende auch 

mehr vor Ort.

Wie  wollen  /  können  Sie  die  Anstrengung  zur  klimaresilienten  Stadt 

unterstützen? Wäre es nicht effektiver, wenn Kommunen ihren tatsächlichen 

Bedarf  refinanziert  bekämen und nicht  allein  auf  Förderbescheide  abstellen 

müssten?

Die klimaresiliente Stadt ist eine zentrale Zukunftsaufgabe – gerade für Koblenz mit 

Hitzeperioden,  Starkregenrisiken  und  der  Lage  an  Rhein  und  Mosel.  Das  SPD-

Regierungsprogramm  setzt  hier  auf  eine  aktive  Rolle  des  Landes,  etwa  durch 

Unterstützung bei Hitze- und Starkregenvorsorge, Entsiegelung, Begrünung und dem 

Schutz kritischer Infrastruktur.

Gleichzeitig  brauchen die  Kommunen dafür  verlässliches Geld.  Förderprogramme 

müssen einfacher und schneller werden. Ein gutes Beispiel dafür war das Kommunale 

Investitionsprogramm Klimaschutz (KIPKI), bei dem die Kommunen aus einer langen 

Liste  die  für  sie  passenden  Maßnahmen  auswählen  konnten.  Es  waren  keine 



Eigenmittel  nötig  und  das  Geld  ist  sehr  schnell  geflossen.  So  müssen 

Förderprogramme der Zukunft aussehen.

Wie wollen Sie die laufenden Planungen des Innenstadtmanagements und des 

Stadtmarketings flankierend begleiten?

Ich begleite als wirtschaftspolitische Sprecherin der SPD-Fraktion beides schon jetzt 

eng. Damit unsere Innenstädte einzigartig bleiben, ist es sehr wichtig, dass die Akteure 

vor Ort über Gestaltungsmaßnahmen entscheiden. Das Land kann mit Fördermitteln, 

Beratung und klaren Rahmenbedingungen unterstützen,  aber  die  Entscheidungen 

müssen vor Ort getroffen werden und die örtlichen Akteure (z.B. von Gastronomie und 

Einzelhandel) auch dahinter stehen.


